Fiir das Nachschlagewerk!

Gesetz: GVG § 1%; BGB § 816 Abs 2: RVO § 1542 Abs 1

satz 1; Circular Hr 57 der amerikanischen
MilReg vom 25, Pebruar 1949

Rechtssatzs 1. Zur Zulissigkeit des ordentlichen Rechts—
Wegs.

N

. Der Versicherungstréger kann sich dem Ge-
schidigten gegeniiber auch dann suf den For-
'derﬁngsﬁbergang nach § 1542 Abs 1 Satz 1
RVO berufen, wenn diesem nur Anspriiche
kraft Besatzungsrechis zustehen und die
amerikanische Besatzungsmacht den Forde-
rungsiibergang nicht anerkennt. Findet die
Besatzungsmacht in diegem PFalle den Geschi-
digten ab, dann hat der Versicherungstriger
nur insoweit einen Bereicherungsanspruch
gegen den Geschiéddigten, als die Abfindungs-

, summe den Unterschiedsbetrag zwischen der

e AbTindung und dem Wert der ILeistungen iiber-

steigt, die der Versicherungstréger zu er-

bringen hat.

Aktenzeichen: IV ZR 118/53
Urteil des BGH vom 4. Februar 1954 0LG Stuttgart
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genossenschaft

wird der Leitsatz Nr. 2 zu dem Urteil vom 4. Februar
1954 berichtigt. '

In Satz 2 muB es richtig heiflens "... als die Ab-
findungssumme den Unterschiedsbetrag zwischen dem Ge-

samtschaden und dem Wert der Leistungen ubersteigt, .."

Karlsruhe, den 22. April 1952
Bundesgerichtshof
IV, Zivilgenat
Der Vorsitzende

Schmidt
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gegen

die oN. R 000 St“ffeno.ssem Schaft M“/l_
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Kldgerin und Revisionsbeklagte, ¥

- Eroze shevollméchtig

4

ter: Rechtsanwalt Professor Dr. G -

hat der IV. ZlVll senat des Bundesgerichishofs auf die miind- i

“‘;“'1211_1'113993 TYGHT I CLY w‘q’wn S\neqﬁs}ed sfe-purs Sunpuuttress

liche Veruﬁnulung vom 28. Januar 1954 unter Mitwirkung des
genatsprisidenten 8S8chmidt, der Bundesrichter Raske, Johannsen,
Dr.Kregel und Wistenberg
fiilr Recht erkannts
Das Urteil des 4. Zivilsenats des Oboriuid csgerichts
Stuttgert vom 7. HM8rz 1953, an Verkiindungs Statt zu-
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gestellt am 18. MErz 1953, wird sufgehoben. Die Sache
wird zur anderweiten Verhandlung uvwnd Entscheidung
-~ auch iiber die Kosten der Revision - an das Berufungs-

gericht guriickverwiesen, j

Von Rechts wegen
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Tatbestand:
phemann der Beklggten zu 1 und Vater der Beklag-
o pbis 4, Hermann 1@MMEMB, liess sich am 8. Oktober 1948
jeimweg von seiner Arbeitsstidtte von einem amerikani-
. mes stzungssoldaten, der einen Sattelschle epper fohr,

""CE.G |

: %ahrg&SL mitnehmen. Der Sattelschlepper wurde in einer

als

rurve srer dle Bschung hinausgetragen und lberschlug s sich,
U

He rmanit o verungliickte hierbei t8dlich, Er war bei der

(1Egerin gemdss § 537 RVO gegen Unfall versicherd.
K18

pie Ki#gerin machte die Beklagte zu 1 ddrauf aufmerk-
cam, 4288 sie "in einem besonderen von der amerikanischen
ilitErreglerung eingerichteten vVerfahren eine Forderungs—
klage _
\ie Anspriche der Beklagten im Rehmen des § 1542 RVO auf sie,
e KlHgerin, Ubergingen. Sie bat die Beklagte zu 1 zugleich,

eine entsprechende Abtretungserklérung zu unterzeichnen. Die

gegen die Vereinigten Staaten erheben" kdnne und dass

(7]
J~da
(V]
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Beklagte zu 1 lehnte das ab. Infolgedessen liess die Besat-
gongsmacht (US Claims Commission) cen Tiir die Beklagien ins-
gesamt augs 42 45 6,22 DM festgesetzten Entschidigungsbetrag
am’ 4, Februar 1949 durch das Besatzungskostenamt an die Be-
klagte zu 1 auszahlen, ohne die Bitte der Kligerin zu bhe-
riicksichtigen, "voun der der Witwe zu gewdhrenden Abfindungs- |
summe einen Betrag von 24 388,%2 DM abzusetzen" und ihr '
gelbst, der Kldgerin, zu iliberweisen. i

Die Kldgerin zahlt den Beklagten seit dem Unfalltage
eine monatliche Hinterbliebenenrente von je 62,-- DM. zu-
sammen also 248,-- DM. Die Beklagte zu 1 kann die Rente bis b
Zu ihrem Tode oder bis zum Tage ihrer Wiederverheiritung,
die Beklagten zu 2 bis 4 kbnnen sie bis zur Vollendung ihres 1
8. Lebensjahres beanspruchen. Die Kldgerin hat infolge des q




und einen Retrag vorn 16,-—~ DM flir eine Rechnung des Kreis-
krarnkenhauses GEjjjjll @ bezahlt. Sie meint, die Forderungen
der Beklagten gegen die Besatzungsmacht seien in HShe der -

die Klagerin, ibergegangen. Sie hat daher die ihr obliegen-!

den Leistungen mit Hauptantrédgen, in denen hre Anspriiche 1
gemidB der Tabelle liber die Abfindung von Unfallrenten vom ° | RS
14, Juni 1926 (RGBL 269) kapitalisiert worden sind, und %
mi{ Hilfsantrdger auvf Zzahlung von Kapitalbetridgen fir die '

Vergangerheit (bis zur Klagerhebung) und monatlichen Betré-
gen in Héhe von je 62,-- DM ab 1. Oktober 1951 gegen die Ben

b
klagten geltend gemacht: sie hat hierbel die Beklagte zu 1)? | i
auch als Gesamtschuldnerin fir die Forderungen in Anspruch Eg 1
A : % ¥ 3 ‘ ey 10

genommen, die sie gegen die Beklagten zu 2) bis 4) erhoben Sl .\

amerikanischen Landeskommissars mit der Anfrage vorgelegt,
ob das Gesetz Nr 47 der Alliierten Hohen Kommission ‘“einer
gesetzlichen Rechtsanspruch asuf Schadensersatz 1.8, des 3
§ 1542 Reichsversicherungsverordnung dem Geschiddigten gege;' v
iiber dem Schidiger bwzw. der Besatzungsmacht gibt." Der Te: g
gal Advisor des Landeskommissars hat hierauvf unter dem G,
ni 1652 (Ubersetzung Bl G2 GA) erwidert:

“*Wir sind der Auffassung, daB die vom Besatzungskostens i
amt geleistete Zahlung eine freiwillige Zahlung von 8
Seiten der Regilerung der Vereinigten Staaten war und i

den Gesamibetrag darstelltle, der der Witwe und den _
Kindern wegen des hier in Frage stehenden besonderen

Unfalles ais Schadensersaiz gevidhrt werden sollite. Ob

dile Versicherungsgesellschalt gegen die Vitwe irgend-.
einen Apspruch tesitzt und ob die Witwe gegen die Ver _
sicherungsgesellschaft auf Grund der Bestimmungen des'SHl
Vertrages der (Gesellgchaft mit dem Verstorbenen ir- !
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gendeinen Anspruch vesitzt, das sind Angelegenhei-
ten, die nach deutschem Gesetz vor den deutlschen
Gerichten festgestellt werden sollten."

Das Landgericht hat sodann die Klage abgewiesen, well nach

diesem bindenden Rescheidedie Zahlung des Besatzungskosten-

amtes eine freiwlllige Schadehsgersatzleistung gewesen sel.
den Beklagten aber kein gesetzlicher Anspruch im Sinne des

§ 1542 RVO zugestanden habe. Auf die Berufung der Kldgerin hat
das Oberlandesgericht'das Urteil gebEndert und im wesentlichen
nach dern Hauptantridgen auvuf Zahlung von insgesamt 24 652.%2 DM

— ohne gesamtschuldnerische Haftung der Beklagten zu 1) -
erkannt, :

Die Beklagten verfolgen ihren Antrag auf Klagabweilsung
mit der Revision welter. Die Klégerin bittet, die Revision

zuriickzuweisen.

Entscheidungsgrilndes
ki Die Zuléssigkeit des Rechtswegs vor den ordentlichen
Gerichten ist zu bejahen., Wie noch zv erortern sein wird,
macht die Kldgerin einen Bereicherungsanspruch auvs § 8716
Abs 2 BGB in Verbindung mit § 1542 Abs 1 Satz 1 RVO geltend
(vgl ITIT 1). Der Anspruch ist ellerdings Sffentlich-recht-
licher Arl. Dern die Torderung, die von den.Beklagten gegern
die Besatzungsmacht verfolgt und von ihr befriedigt worden
ist, beruht avf Bestimmungen des Besatzungsrechts, die
ihrerseits vbolkerrechtlichen Grundsétzen liber den Ausgleich
von Besatzungsschéden entsprechen. Im einzelnen wird hierzu
avf die nachstehenden Ausfihrungern unter II, 2 ff verwiesen.
Wern auch die Besatzungsmacht mit jenern Vorschriften Ent-
schddigungsbestimmungen geschaffen hat, die an die Stelle
bilrgerlich-rechtlicher Haftungsgrundlagen, nimlich der




§§ 82% £f BGB und des Krafifahrzeuggesetzes getreten sind,
so gehSren sie selbst doch - wie etwa das Reichsleistungs

gesetz vnd das Kriegsschédenrecht - dem Gebiete des éffén‘
lichen Rechtes an. Bel Anwendung des § 1542 RVO konnte dahe
avf die Klégerin auch nur ein offentlich-rechtlicher Anspr
Ubergelen,

Die Schwierigkeiten, die fiir die Kligerin bei der Ver
folgung dieses Auspruches entstanden sind, beruvhen allein
daravf, daBl die amerikanische Besatzungsmacht - abweichend
veon der britischen und franzdsischen - einen solchen For-
deruvngsibergang nicht anerkennt und an den Versicherungs-.
tréger allenfalls dann Zahlungen leistet, wenn der Gesché-
digte wustimmt. Die KlEgerin hatte keine Moglichkeit,; die
nach deuvtschem Recht auf sie Ubergegangene Forderung ohne
Mitwirkung der Beklagten durchzusetzen. Der fir diese For-
derung nach Besatzungsrecht gegebene Rechisweg ist also
der Klédgerin regelwidrig verschlosgen und ist erst rechtd
nich®t Tir den aus ihr abgeleiteten Bereicherungsanspruch
gegern die Beklagten gegeben,

By besteht auch keine sonstige Sondergerichtsbarkeit
filr dern sireitigern Anspruch. Die Gerichte der Sozialge-
richtsbarkeit, an die hierbei gedacht werden kdnnte, ent
scheiden nach § 51 des Sozialgerichtsgesetzes - SGG
vom %, September 195% (RGBL I, 1239) iiber 5ffentlich~regh
liche Streitigkeiten in Angelegenheiten der Sozialversi-
cherung (Abs 1) vnd iber sonstige bffenklich~rechtliche'
Streitigkeiten, fiUr die durch Gesetz der Rechtsweg varn
diesen Gerichten erdffnet wird (Abs %). EBin eﬁusprechend
Gesetz besteht nicht. Der Streit um den Forderungsiiberga
avs § 1542 RVO vnd damit auch ein sus ihm abgeleiteter Be
reicherungsanspruch ist aber im herkdmmlichen Sinne kein

TAngelegenheit der Sozialversicherung”‘(vgl dUFb ‘Hastle



i, B

Avfhan vnd Verfahren der Sozialgerichtsbarkeit Erl 1 zu !
§ 51 86G)s _ _ i

Rel dieser Rachlage Dbleib®,; wenn die Klégerin nicht i
chne Rechtsschutz bleiben soll, nur der Rechtsweg vor den ‘

ordentlichen Gerichten. Dieser ist, wie der Senat wiederholt, i e
inshesondere bei Sffentlich-rechtlichen Bereicherungsan-

spriichen nach Leistungen auS'dem.Reiéhsleistumgsgesetz aUS- i it
gesprochen hat (vgl BGHZ 8, 344 /%45 £7), nicht schon wegen |14
der Offentlich-rechtlichen Natur einer Forderung verschlos- I :«'
sen., Er ist nach der geschichtlichen Entwicklung vielmehr i ‘
dann gegeben, wenn filr Rechisstreitigkeiten keine andere |

spricht auch dem Grundgedanken des Art 19 Abs 4 GrundG, der

hier zwar nicht unmittelbar, aber doch entsprechend zutrifft.
Denn ohne die von der Besatzungsmacht geschafferne Intschidi-
gungsregelung hdtte auch den Beklagten nach dieser Bestimmung
mindestens der ordentliche Rechtéwég fiir die Forderung offen o
gestanden, Adie kraft § 1542 RVO avf die Klégerin libergeganger i
ist, ! ; ool S 47K i

ITs Die Entegcheidung des Rechisstreits kingl dem Grunde, nach

4

von der Frage ab, ob die Vorauvussetzungen des § 1542 ibs 1

Satz 1 RVO erfiillt sind. In dieser Vorschrift ist besbhimmb:e

"Soweit die nach diesem Gesetze Versicherten oder ihre I
Hinterbliebenen nach anderen gesetzlichen Vorschriften [
Ersaiz eines Schadens beanspruchen kidnnen, der ihnen
durch Krankheit, Unfall, Invaliditit oder durch dern Tod
des Ernshrers erwachsen ist, geht der Anspruch auf die
Tréger der Versicherung insoweit lber, als sie den Ent-~
seh#digungsherechtigten nach diesem Gesetze Leistungen
U gewdnren haben,!

Ee kommt also garauf an, ob die Abfindungssumme, welche das




Besatzurgskostenamt am 4. Februar 1949 an die Beklagten aus-

gezahl? hat, ein Schadensersatz war, den sie "nach anderen
gesetzlichen Vorschriften beanspruchen konnten oder ob § 1542
RV0O mindestens entsprechend anwendbar ist.

T Wach dem Vorilaut der Bestimmung konnten in zweifacher
Hinsicht Bedenken besteher. Es kbnnte zweifelhaft sein, ob

die Reklegten die Abfindungssumme "beanspruchen" konnten,
gegebenenfolls ferner, ob die Bezstimmungen, nach denen sie
einen Anspruch erheben konnten, “endere gesetzliche Vorschrif-:i
ten" waren. Die Zweifel, die sich allein auf den Wortlaut des
§ 1542 Abs 1 Satz 1 RVO stitzen, greifen jedoch nicht durch,
25 Die Vorschriften, auf Grund deren die Abfindungssumme
ausgezahlt worden ist, sind vom Bervfungsgericht im einzelnen
nicht eindeutig festgestellt worden. Soweit ersichtlich isti,
sind entsprechende Bestimmungen fir die amerikanische Zone
erst in dem Circular (-Rundschreiben) Nr 57 vom 25. Februar
1949 zusamaengefaBlt und der deutschen Offentlichkeit bekannt- .
gemacht worcen (vgl hierzu Rentrop-Hasper - Kaiser - Lange \
(im folgenden zitierts Rentrop), Requisitionen, Besatzungs-
schiden und ihre Bezahlung 1950 Seite 90 und 3S0-%94), Der
Rat der Alliierten Hohen Kommission hnat die Entschidigung

ar 1951 mit seinen beiden Durchfiihrungsverordnungen Nr 1 vomf
6. Pebruar 1652 vnd Nr 2 vom 6. Médrz 1952 (ABl AllHohKcm S 76
1498, 1548) geregelt. Weder das Gesetz Nr 47 noch das zeitlieh
frithere Circuler Nr 57 finden im vorliegenden Palle unmittelbl
Anwendung. Die Abfindung ist hier schon am 4. Februar 1949, )

AT

vor der Abfassung des Circulars Nr 57 gezahlt worden. Dieses .
hat sich keine riickwirkende Kraft zugelegt. Aus dem unstreit
gen Sachverhalt folgt aber, daB die Beklagten ihre Forderung

gegeniiber der Besatzungsuacht in der gleichen Weise geltend g8



vorgesehen ist, und daB such die Aus7ahlung in entsprechen- ;ﬁﬁ.
der Weise durch eine deultsche Zahlstelle, ndmlich das Besat- i
zungskostenamt, geleistet worden ist (vgl insbesondere Nr 16 a

¢es Rundschreibens Nr 57). Das Berufungsgericht konnte hier-— !.
nach fir die Anwendung des § 1542 Abs 1 Satz 1 RVO von der :?j F
gleichen Rechtslage ausgehen, wie sie sich avs dem Rundschrei- b
ben Nr 57 ergibt. Das Berufungsgericht Hat hierbei auf desser hll
neve Passung vom 16. Juli 1952 abgestellt (Anlage in Hiille i' i i
Bl 143 GA). Noch unbedenklicher ist der Schluvufl, wenn es in i;!ﬁ :.!.
seiner alten Fassung zugrundzgelegt wird (abgedruckt in nichi- | 11 Ll*#
amtlicher deutscher Ubersetzung bei Rentrop, aal unter Nr 3; @ ;'
Seite 390 £ ) : -f‘é% Et

3o Nach dem Wortlawt des Rundschreibens Nr 57 kann es aber | L 1
nicht zweifelhaft sein, daB die Beklagten gegenliber der Be- !5?§! ¥
satzungsmacht keine bloBe Billigkeitsentschidigung, sondern il il
einen Anspruch im Rechtssinne geltend gemacht haben. Das ; f% 'ﬂlﬁﬁ
Rundschreiben Nr £7 behandelt ausdriicklich die Festsiellung F '
und Behandlung von %fitori eclaims® durch die "Claims 0ffice ' 'f |
Teams". /ortlich lbersetzt bedeutet "tort" Unrecht oder Scha- ;Tﬁh
deny "claim" kenn als Hauptwort Forderung, Anspruch, Recht, Ei i
Anrecht vnéd als Tatigkeltswort beanspruchea, fordern, verlan- L l
gen bedeuten (vgl Muret-Sanders, Worterbuch, englisch-deutsch Ll {i
17. Aufl). Es besteht daher kein Redenken, wenn die nichtemt- i
liche Ubersetzung des Rundschreibens Nr 57 in den hier w.a.
in Betrecht kommenden Teilen III 5 a, IV 9 a, 13 b 2, 155+

16 & von Schadensersetzansprichen und unter IV 16 & sogar da-
von spricht, dal "jede so beaufiragte Claims Commission be-
niiglich jedes ihr vorgelegten Schadensersatzanspruchs die
Faftpflicht der Verecinigten Staaten festzustellen® habe. Es
heiflt dann sogar welter:

"Wird Ffestgestellt, daf die Vereiniglten Staaten dem
Anspruchsteller gegeniiber haltpflichtig sind, so hat




‘ (laims Commisgion in gesetzlicher deutscher Wih~
TUNgE ﬂP“‘BeLV”é festzuste 1eﬁ; der dem Answruc%ste71¢
zu gewghren ist, ung hat die Auszahlung dieses Betrages

.durch die in Prégé kommenden deuts chen Zahlstellen 2

“zvordnen. Der Réc¢t5urechﬂr einer Claims Commission
sind keine g '

en Grenzen geset4ﬁ9 und es gitt
kein Pechtsmltt-i gegen ihre @A*tstellang;”

A% Dem’' Sinn des § 1542 Abs | éat 1 hVO “nbnpfl >ht es

avch, die Bestimmungen, nach dene

denen die PGQHLZDUEQWL cht scho
vor dem 25. Februvar 1949 verfahren 1ut; a1S andere gesetz

liche Vorschriften' anzusehen. Denn die Besatzungsmacht hatb

v

~ gamit Vorsc qwiftén getro ffeng die im.

wie schon erd:

Verh#@ltnis zur Besatzungsmacht an die Stelle d~ut cher C@be

némlich der §§ 823 £f BGR und des Kraftf
gstelle verbcot ens Auf Grund
wenn sie auch im Einzelfalle

ten sind, und insoweit Geset
ser Vorschriften gewéhrt sie
keine Rechtspflicht anerkennen mag, keine "reinen Wohltidt
vielmehr beruht dLe Regelung der Entsch§

BesatzungsschBden auf ailgemeinen Recht

allmihlich in das Volkerrecht Eingang gef
Zeit in zunehmendem MaBe gesetzlich verank
werden (vgl Danckelmann-Kiihne, Besatzungsschiédenrecht ain

filhrung § 28 ff, auch Wussow in Deutsches Autorecht 1952,

sars flr Wirttemberg-Bade
erteilt. Aus dem ersten Sa e
Ansicht der Beklagten aber nicht geschl e
klagten keinen Anspruch gegen die Besatzungsm udch im
§ 1542 RVO hatten. Der Bescheid beruvht ansch

punkt der Besatzungsmacht, daB sie fir sich selbst keir‘

8
pflicht zur Ersatzleistung anerkenne vnd insofern die Fg
de

lung vnd Behendlung von Schadensersatzar OTlChEH ihrers



ﬂfrEiWilligé”‘ﬁeio Ob das zutrifft, insbesondere mit der in
Abschnitt IV 16 a ausdricklich genannten "Haftpflicht der

Vereinigten Staaten® vereinbar ist, braucht hier nicht nachge- -f-fﬁ
prift zu werden. Mindestens handelte es sich nach dem Rund- ﬂ
schreiben Nr 57 um €ine sogenannte vnvollkommene Forderung {i
(Naturalcbligation)9 bel der zwar eine Hafilung zuvf Schadens- 1;5&
ersatz festgestellt werden kann, fiir den Gliubigzer jedoch keine i
Moglichkeit besteht, die Forderung einzuklagen und ihretwegen _
zu- vollstrecken. Solche unvollkommene Anspriiche konnen schon 5|,';'
nach dem Wortlaul, aber erst recht nach dem Sinne des § 1542 f_ia-a

Abs 1 Satz RVO auf den Versicherungstriger iibergehen, 8 i

Vil il

Wenn die amerikanische Besatzungsmacht den Forderungs- ;;;_:ﬂh g
Ubergang nach § 1542 RVQ hisher nicht anerkennt (vgl Rentrcp  '
aal0 8 94 Gunkel, Die Ersatzanspriiche nach § 1542 RVO 2. Aufl ﬂi k
S 45; Priedrich in Die Ortskrankenkasse 1951, 1355 Kommentar il i
zur RVD des Verbandes deutscher Rentenversicherungstriger L ;
4.Aufl Anm 3 zu § 1542 § 388; Wuesow, Das Unfallhaftpflicht- i
recht § 40), so bedevtel das ledigiich, daR sie keine Ver-— i
pflichtung anerkennt, dem Versicherungstriger selbst etwas |
zv gchulden und zu zahlen. In diesem engen Rahmen halten sich ;L
insbhesondere auch die Ausfithrungen von Friedrich aals |
"Vorerst kdunen hier die Sozialversicherungstriger ihren e
RegreBanspruch aus § 1542 RVO noch nicht im eigenen Nemen '
geltend machen, da die amerikanischen Schadensimter den ge- fi'
setzlichen Forderungsilbergang des § 1542 RVO noch nicht an- | il
erkannt haben, sondern nach amerikanischer Rechtsgrundsiétzen I a
entscheiden, denen ein selbsténdiger Ersatzanspruch der Ver- .
Slchervngstriger unbekannt ist.® Die von Wussow aal filir den é
jetzigen Réchitszustand gegebene Begriindung, ein Rechtsiibergang ih
avg § 1542 RVO auf die Sozialversicherungstriger werde abge— E' ;ﬁ

i
.

lehnt, da das Gesetz Nr 47 keinen Rechisanspruch des Ver- i
letzten begrinde, “%rifft nicht zu. 4




5

Wussow hat ﬁbriand ‘eﬁne frihere Ansicht Ln 07ner
Anmerkung. zu einem Urtel des Iznoacrlchts Wiesbadern vom

4

1o Dezember 1950 DeU ;sChes Autorecht 1952, 59) aufgegeben
und naacv daige]nguq es kOnne weder nach dem zur Zelt der

Verki

lung des Urtelins heabehcnden pﬂ ch’ naoh dem hemtwven

Recht %z@@tﬂ"d bez e fe]J werden, daB der Ansnruch gcgeﬂ
BesatVUHgsmacbt ein gvu6121¢coer Q“VaﬂcldersafzanspTUPb .....
Sinne dcs § 7542 RVO oe,o

Der hier vertretene tandpunku w1md”auCh durch - zwel Er

schlieflungen des Bayerischen Staatsministerivms fur Arbeit

Soziale Filrsorge vom 16, September 1948 nd 22, August 1949
(ABL BAM 1948, 137 und 1849, 1)0) gpbtuLJ s o Sle betreffenf
Ehtéchédigung dettscher So71?zvefSJcmerUn stra@ef aus Leis
gen des US—Claims Service und geben die Au: fasgung der amel
schen Milit&Arregierung filr Bayern wi mﬂeT Nach dem ersten
188 "erhebt die Claims Division keine Bedenken dagegen, da
die deuntsche, auszahlende Behorde naéh dem Anerkenntnis el

Anspruchs und der erfolgten Ausgabe der Zahlungsanweisung

!

teilvung der Sunme zwischen Antragsteller uvnd Sozialver
éherungsanstalteﬂ, die einen Billigkeits- oder gesetyiiCh

pruch haben, so vornimmt, wie' es den genauen BQSLmeun
des deutschen Gesetzes entspricht.® Nach dem zveiten Erla
hat aber das Besatzungskostenamt "soweit der Zahlungsempf:
mit der Atfteilung des Zuspruchs nicht einverstanden ist 1
die Ausz k?un@ des Gesamtbetrages verlangt"h, dem Antrag s
zugeben, Hieraus wird deutlichy dafl die Auslassungen ame
scher Dienststellen; soweit sie den PForderungsiibergang n
§ 1542 RVO nicht anerkennen, nur das Venhilinis der Besa
macht. zum Antragsteller im Auge haben: Die Frage, ob im'¥
hgltnis zwischen dem Antragsieller und dem deutschen Soz
sicherungstriger die FOTderung nach dem insoweit anwendb
deutschen Recht gleichwohi kraft Gesetzes libergegangen i

nicht berihr

wird durch die Haltung der Besatzungsmacht



ist such' in dem Bescheide deg Legal Advisor vom 9s Juni 1952

avedrilcklich zur Entscheidung "ver den deutschen Gerichten®

offen gelassern worden.

6, Der Htandpunkt der Besatz JzLSﬂG{h hindert zumindesd
nicht; den § 1542 4ibs 1 Batz 1 RVO entsurechend anzuwenden

und die Partelen so zu behandeln, ‘als ob die Forderung der

Beklagten gegen die Besatzungsmachy in dem dort umgrenzten

Umfange auf die Klégerin lbergegangen sei. Denn der Sinn

der Bestimmung, zu verhuteni dal der Geschidigte doppelt
entschédigt werde, trifft.bel der vorstehend ertrterten
Rechtslage auch auf den vorliegenden Pall zu. Das gilt vmso—

ehr, als hier eine etwalge Doppelentschadigung in vollem
Umfange zu Lasten der deut%ohen.WirtSohaft geht, da die
Leigtungen auf Grund des Clrculars Wr 57, auvch wenn eine
Heftoflicht der V@reinigten Staaten Ffestgestellt worden ist;
nicht avs Mitteln der Besatzungsmacht selbst; sondern "“aus
Mitteln zu Lgsten der devtschen Wi " vorzunehmen waren

fReanitinr agl) & 2G0T
(Hentl'op 88l o 254

7o Der hier wvertretenen Angicht steht auch nicht enbgegen,
=

D

daBl das Reichswirtschaftggericht nach dem ersten Weltlkriege
in zwel ’Ent cheidungen, die EBhnliche Ansgpriche betrafen,

den §

e anwendbar gehalten hat (Die Arbei-
amts. 1928, %0). Es handelte sich damals vm Anspriiche aus dem
1920 (RGBL 941) und auvus dem
tz vom 17. Juli 1922 (RGRL T

TUrrvheschiden

ihnten Bntecheidungen ergibi,

1
Schadensersatzanspruch nach
fanderen gesetzlichen Vorschriften', weil der Schaden des
Betroffenen durch Anspriiche gus der Sozislversicherung ge-
und die genannten Gesetze dann keine Brsatzanspriiche

Dem Gedanken, dall der Betroffene nicht doppelt ent-

terversorgung 1921, b3%: Entsch. u. Mitt. 4. Reichsversicherungs-—




schidigt werden solle, ist in jenen PFéllen also durch den
inhalt der beider Schidengesetze Rechnung getiragen wordel.

ITi, ©Nach allem folglt mindestens aus dem Grundgedanker
und demzufolge einer entsprechenden Anwendung des § 71542
Abs 1 Satz 1 -RV0O, dall die Beklagten sich im Verh&dltnis
zur Klégerin s6 behandeln lassen mlssen, als ob ihre Tor-

derung insowelt auf die Kléagerin Ubergepgangen sei, als gi

sie
den Beklagten nach der Reichsversicherungsordnung Leistunge
zu gewthren hat,

Ta Beil dieser Rechtslage haber die Beklagten der Kli-

gerin nach § 816 Abs 2 BGB die Leistungen der Besatzungs-
macht insowelt herauszugeben, als sie nach deutschem Recht
avf Grund des Forderungsilbergarges nach § 1542 Abgs 1 Satz 1
RVO eigentlich der Kldgerin zugestanden haben. Denn wenn
auch die Besatzungsmacht auf Grund amerikanischer Rechtsf'
auffassungen die Kligerin im Verh#ltnis zu sich selbst nich;
alg Berechligte anerkannt hat;, so hat sie doéhv~ auch aus

weislich des Bescikzides vom 9. Juni 1952 = die Mdglichk

offen gelassen, die Klégerin im Verhélitnis der Parteied
zveinaider als die sachlich Berechtigte zu behandeln, der

egeniiber jedoch die Leistungen an die Beklagten kraft Be=

satzungsrechts in vollem Umfange wirksam sind. Dem- Grunde
nach bestehen daher keine:rechtlichen Bedenken dagegen, da
das Berufungsgericht den Klaganspruch auf § 816 Abs 2 BG

h hierbei auvch nach

D

2.4 Das ‘Beruvfungsgericht konnte an si
Havptantrag erkennen. Allerdings ist die hierfiir gegebene
Begriindung, die Besatzungsmacht habe den Beklagten ihren

Gesambschaden in einer einmaligen Abfindungssumme,’ . also i

)

‘kapitalisierter Form, zugesprochen und dieser kbune auch



4 £ e
|
i
die Hinterbliebenenrente aus der Unfallversicherung nur !E{ iH
kepitalisiert gegenibergestellt werden, nicht bedenken- Ew o e
frei. Wach der PFassung des § 1542 RVQ komut es nicht darauf | ?11' b
an, in welcher Weise der Betroffene wegen seiner Entsché- t".AL “

digungsanspriiche befriedigt wird, sondern darauf, welche
Anspriiche er nach den "“anderen gesetzlichen Verschriften?

hat. Im Brgebnis trifft die Ansicht des Berufungsgerichts

im Grundsatz aber zu. Denn die einschligigen Bestimmungen
ergeken, daB die Resatzungsmacht in ithren Regelungen (Circu-
lar Nr 57, Gesetz Nr 47) auch Kapitalabfindungen vorgesehen
hat, so daB avf die Kligerin entsprechende Arsprlche lber-
ingen, In der Praxis herrschen Kapitalentschédigungen sogar ;;'iL
vor (vgl Wussow Unfallhaftpflichtvers § 41). I

5 o Die Revision riigt [edoca mit Reeatv. Gaf der Zuspruch {1
der Claims Commission die Abfindungssuvmme nicht im einzelnen -  i :
aufgeschliisselt habe. Die Kligerin hat die kapitalisierten e 1

Rentenbetrige zwar mit einem Gesamtbetrage von 24 288,72 D L'
uf Anforderung des Claims Agent mit Schreiben vom 25. No- i
vember 1948 (Rl 45/50 GA) helm Besatzungskostenant ange- ﬂ_- /
meldet. Gegen diese Berechnung als solche haben die Be- |

kiagten keine Bedenken erhoben, wie das Berufungsgericht
aunsdriicklich festgest®llt hat (8 41 des Berufungsurteils). f |
Die US-Claims Commission hat den Beklagten sodann eine

Abfindungssumme zugesprochen, die mit 42 456,22 M um etwa
18 000.,-- DV Uber den kapitaiisierten Rentenleistungen der : |l

‘Kl8gerin liegt. Das Berufungsgericht konnte aber nicht ohne g
welteres davon ausgehen, defl die Claims Commission den flr i i

die Beklagtesn durch den Unglilicksfall veruvrsachten Gesami-— :?J
auvsfall arn Unterhalisieigtungern auch, soweit er durch die
Rentenverpflichtungen der Xlégerin nicht gedeckt wird, in i

ihrer Berechnung voll beriicksichtigt hat, daB also die V
Abfindungssumme wirklich den gesamien Schaden umfafBt, den

die Baklagten infolge des Ungliicksfalles erlitten haben. & |hie B
g g g | :

Tnsoweit mufBite zun#ichst der Gesamtschaden festgestellt wer-




den, den die Beklagten nach devtschem Recht gegen den
Schiédiger geltend machen kdnnten., Denn da die Frage, inmA
wieweit die Beklagten Nichtbherechtigte im ‘Sir‘-ne'deq § 816

Lbs 2 BGB waren, nach deutbtschem Rechte zu ertschplden'lsu
kann dafir, welche C‘sa.“,chﬁﬂulu‘:"o>iurg die Jkld”[eﬂ
erheben konnen, nicht maBgebend sein, was 1hmep ‘hach Be-
satzungsrecht zusteht oder zugebilligt wovden 1st Deshalb
ist in diesem Zusammenhange such die im Uegohrlde vom 9, Ju
1952 gedusserte Auffassung der Bes atzungsaachL ‘hier nich%
erheblich, die von Besatzungskostenamt‘qeieismete Aablung
stelle den Gesamibetrag dar, der den Beklagt en als Schadens

W

ersatz gewdhrt werden sollie. Es wire nlch" einmsal maflgeben

wenn die Besatzungsmachi den von der ﬁL-:er o npeme]detr

o

(

Betrag von 24 %88,%2 DM bei ihrer Schadensbere nung voll e

gesetzt hattey sofern sie andere Schadensposien AiChL ode
nicht voll beriicksichtigt hat. Denn "chnlhﬁLthtigte" WEHT el
‘die Beklegten in jedem Falle nur gewesen}'soweithie vom Be.
setzungskosteramt webr ernalten kaben, &2ls dem Unterschiecd
zwischer ihrem nach deutschem Rechi zu beurtelienden Gesam
schaden und dern nit 24 388,32 DM kapitalis
der KlEgerin entspricnt. Nur eine solc Rec bﬁganwen&ung;~

}.

teLvLeistunge

> RV0 zwar eine Dopp

’\)

trigt dem Gedanken Rechnung, daB § 154
entschiddigung vernindern, sndererseits aber den Ersatzansy
des GeschiBdigten nicht beeintrédchtigen soll.

Irgdbe sich z.B. bei der hiernach erforderlichen Gesa
schadensfeststellung ein Betrag von etwa €7 000.—-- DM ode
mehr, dann wire die Klage in vollem Umfange abzuwelsen, W
die Abfindungssummne, die den Beklagten gezahlt worden ist
in diesem Falle nur Schiden deckt, die den Beklagten fibe



von der Kligerin geuwthrten Rentenbetrége hincus enivstar-
den sind. Nur soveltl ein geringerer Gesamtschaden der Be-
klagten festgestellt wird, wire somit ein Anspruch der

Klégerin begriindet,

4o Da die hiernach notwendigen TFeststellungen, zu denen
unter anderem vor allem gehdren wird, zu kliren, wie sich

-

das Einkommen des Ehemanns der Beklagter zu 1) voraussicht-
lich entwickelt haben wiirde, falls er nicht todlich verur-
glickt widre, nur vom Tatsachenrichter getroffen werden
kdnnen, war das angefochtene Urtelil aufzuvheben und die

Sache an das Berufungsgericht zurilickzuverwelsen

TV. Gerechtfertigt ist die Revision daneben auch, soweit
das Berufungsgericht die Beklagten nicht nur zur Zahlung

=Y

i1 Hohe der kapitailisierten Unterhaltsrenten, sondern auf

Grund der Hilfeantrige zur Zehlung weiterer je 66.--~ DM,
gleich insgesamt 264.-— DM veruvrteilt het. Wie das Beru-
fungsgericht selbst ausfithrt, hat die Kligerin bei ihren
Havptantriger. Ubersgehen, dal sie den Beklagten noch ent-
sprechende weitere Versicherungsleistungen als Sterbegeld
und fir eine Krankenhausrechnung gewidhrt hat und diese
nur bel ihren Hilfsantrigen beriicksichtigt. Da das B
fungs;ericht den Hauptantridgen der Hohe nach in vollem
Umfenge entsprochen hat, waren die Hilfsantriige nich

beachien. Denn die Hilfsantrige waren nur flir den Fall ge-

stellt, daB der Hauptantridgen nicht stattgegeben wurde,
Waren hiernsch nur die Hauptantrédge maBgebend, dann hat
das Beruvfungsgericht der Kldgerin entgegen § 308 ZP0O etwas




resprochen, was nicht beantragt

al

~ 18 =

. Tnsowelt

<
-
=i
o
i

engefochiene Urtell auch asus dlesem Grunde

iekzuverwelsen,

Schmidt Raske Johannsen

enbery

war Caher

sufzuheben

T



	mö¬

	li

	M

	:i!

	MM

	ilti

	- t . ,-,=v




